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Die AbgQR eis man n \J.ne. Genossen sowie d.ie Abg .. Fl 1 s e rund 

Genossen richteten in der Sitzung dHS Nationalrates am 25.Jällner d .. J., 

betreffend den Streik der B'\i.hnena:::-oeiter an den Bundestheniernl an den 

B d ' i' t f" F' a~ef b b' 1t . "r'" dl" un eeni nl.S er U1' l.nanZf"n <~n ragen, 0 er er~1 S61,' ,,;:rc.an ungen 

zur Deendigung des ~usstandes dnzuleit<~n und die b~1'8Qhtigten Forderungen 

der J3u,"hnenOVt beite:: ... ··11 zu er~l1 e.i1./ 

In schriftlioher 13eantwor'cung dieser /.nfragen teilt 13undesminister. 

Dr.M arg are t h 8' folgendes mit~ ~ 
Die Arbeiter der Bundestheat e:: habe:n, dicF.orderung naoh eimJr 20 %ii::en 

Erhöhung ihrer Bruttolöhne im Nachziehverfl'ihren damit begründet, doss die 

Relation ihrer Bezüge zu. denen anderer Iledienstetengruppen der Bundestheater, 

z.B.. Chor\ Orchester, Ballett - die iibrigens' ihrerseite ob enfalls Bezugser­

höhungen v~rlangt haben -,wie aie vor 1936 b6stand, wie.derhergeatellt werden 

mÜsse, da sie vom NS-Regime geändert wo:::-den B6i. Diese Forderung wurde von 
, , ' 

der Bund'estheat erverwaltung und del11 Bundesmin.ist erium für Finanzen eingehend 

geprüft und hiebei festgestellt, dass die ;,rbeiter der Bundestheater im Ver­

gleich zu den Arbeitern an den Privattheater!l. bis zu 19 % höhere nezüe~ haben, 

mit Ausnahme einer geringen Zah} 'Von Hilfsarbeitern, die auch bei Beriick­

sichtigung des l3~Monatslchn(;>3 -. um etwa 2 % sohlechter gestellt sind~ Die 

Arbeiter der Bundestheater haben aber vor allem den grossen Vtrteil des Ruhe-I 
i , 

bzwoVersorgungsgenusses auf Grund der Bundestheater-Fensionsverordnungo 

Sie sind finanziell auc.h pessar gestellt ::118 sonstige Kategorien von Bundes­

e,rbei t8rn~ Übrigens ist ein8 lTerbesserung der Bezüge der Arbeiter an den 

Bundeetheatern schon im Herbst 1948 durch eine beträchtliche Erhöhung der 

Dienstalterszulagen erfolgt. 

Unter diesen Umständen konnte dem Verlangen der .Arbeiter der Bundes­

tAeater nach einer Bezugserhdhung im gOGenwärtigen Zeitpunkte nicht statt­

gegeben werden, es wurde ihnen jedoch zugosichert, dass ihre Forderung im 

Rahmen des allgemeinen Nachziehverfehrens für die Dundesbediensteten 

die entepr.echende Berücksichtigung finden soll. Im damaligen Zeitpunkt lag 

für das Bundesminieterium für Finanzen keine Veranlassung vor, an den Be­

sprechungen mit den Vortretern der Arbeiterschaft teilzunehmen,weil derartige 

Verhandlungen in der Bundesverwaltung.allgemein vom zuständigen Ressort zu 
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führen sind" Na~h . .Au.sbru,:;h llcs Stl'8lks haben 1.ie G.ew~rkschaft der iiorbeiter 

der pOl.'sönlichen DienstlGi st·':l.1lgo::l und dGr V~.-r.'gni.1.gungs"b atz'ieb e sowie die 

Obmämwr der Betriebsrii.tE~ (les tech:::,ü:<":hgll PerS0l1a.~9 der Bundestheater den 
I 

Wunsch geäussert, mit mil' die La.ge zu besprechsn" Ich bin diesem Wunsohe BG­

fort nachgekommen un(;~ haue diß Gründu, die einur Erfüllu.ng der Forderungen 

entgegenstehen, in eingehend.':lr ~ :r'uhig8rAussprach0 dargslegt • In einer wei­

teren Aussprache habe ich~ u.m c:irwll Lbb:;'uch des Streiks zu erleichtern .. im 

Einvernehme::J. mit der 13undestrJ(-)9.tül'v'~'r;,al :ung Vo:rschlä.ge gemaoht ,-deren Ver­

wirklichung oinersuits d:!.8 8.::.'wül"lnie Diffe::el'lz, in den J3ez~gen einer geringen 

Jl.nzahl von lIilfsar'Qci tern güge:,rlrb(;:~' den }3ozügen 1er gl~iohen Kategorie an den 

Privatbühnen beseitigt 9 andel'er·6sHs alLm ~~r"'ocitern un"ter 13eriicksichtigWlg 

uel' 'von ihnen h<;-r-vorgohobGllün b,:sonde:r:'enLeis·t·.J.llgGn ",agon der grössüren An­

zahl von Premi eren tmd i'f 13uins Z '2ni crungen :i,m V t'Jr g1 eich ·zu den Pri vatbühnon eine 

.Prämie für jede Premiereu.nü, Neuinsz~ni(:~rung gesj.clwrt hätte~ Diese VC1'sch::'.Lic,o 

vmrden von der .Arbeit6rschaft b8dauerlichel"'woirw abgelehnt • .Am 28"JHnueJ. f~l.n.d. 

neuerlich eine Aussprache mit den VS:l:'tretern der j~rbe:i.·terschaft statt, bei 

der weit8rgahEmde Forde:~i.l.ngen& und ZWB.r' auf Gewährung einer starren monat1ichL~1 
. . 

'bl~;-=:~ 80" LDozember 1949 gE:.stnllt wurdr:J:1.,I: 010 einer, fixen Lohnerhöhung 

von 14 - 23 % gl cichgekQn1men wäre" Jiese Forderungr:m mussten abgelehnt wordeno 

Ich habe mich im weiJlier::;:u Verlauf der Verhan·iltmgen über Intervüntion 

des Präsidenten des Güwerksohaftsbundes ll.öhm berl3it erklärt, in Anbetracht des 

Umstandos, dass im Monat Jänner koino Prol:!!.ierr:JU stattgefunden hab an, die l'ri::tlllien 

au.ch für die in den Monaten November und Dezember 1949 herausgebraohten Premieren 

und Neuinszenierungen zu. gewä...1.ren~ 1.uch dieses Zugc·stä.ndms wur::e von der Ar~~ 

beitersohaft abgelehnt und neu<:;lrlioh dje Forderung auf einen :pauschalierterl. 

monatlichen Zuschlag gestI:1111:) ObIS;;' Rücksicht dB.rauf, wieviele Premieren und. 

Neuinszenierungen .tatsächlich stattfinden werd~n~ Ein solcher Zusohlag hätte 

ebenfalls ei ne starr9 L!ohncrhöhung ohne Rücksicht auf eine tatsä.ohlich 
( 

vollbraohte besondere Leisttmg beinhaltet 'tlLld. konnte daher nicht zugestanden 

werden.~ 

Ich muss hier darauf binweisen, dass in den letzten Jahren von den 

verschiedenen Kategorien des Per30nals der Bundestheate:r:' wiederholt Forderungen 

!!ach Bezuga:erhöhungen gest01lt wurden - fast :i.llliter unter Stre:tkdrohung ... , 

denen im Ia:teresse eint:s ungestörten Betriebes der Bundo:;:Jtheater nachgegeben 

worden ist. Es kann ab6r auf diesem Wi;,)ge nich"t fortgefahren werden, weil der 

Abgang der Bundestheater, der im BundesvoranschJagsentwurf für das Jahr 1950 
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schon auf über 26 Mill o 'S 8ngowachsBn ist, Ausmasse annehmen würde, die 

dem steuerzahlenden Volk nicht mehr zugemutet werden könnten und die unser 

verarmtes Land, das in mancher Hinsicht die grössten Entbehrungen auf' sich 
~ 

nehmen mussi sich cinfa,ch nioht leJ.sten kanno 

ZU den Bemerkungen liber eine wenig sparsame Gebarung der Bundestheater 

möchte ioh mich auf die E.rkläru~g "beschränken, dass .das Bundesministerium 

für Finanzen unausgesetzt und in kotJ.kre·b~~r Form auf Sparmasanahmen dringt 

und 8S auch weiterhin tun wird. Zu diesem Punkte wird der Herr Bundesminister 

für Unterricht nähe!' Stellung' nehmen o Ich m<:5chte nur nooh bemerke~, dass dns 

Bundesministerium für Finanzen in d(jl' tt'berzeugung, dass Einsparungen möglich 

sind, Kreditansprüche der Bundestheaterverwaltung, dia eine Erhöhung des 

vorerwähnten Abganges von über 26 MilloS im ßudgetjahr '1950 um eine weitere 

Million Sohilling bewirkt hätt8in~abgelehnt hat~ 

Schlieaelich möchte ich zu den in Umlauf gesetzten .Meldungen über die 

angebliche schwere finanzielle Sohädigung des Bundes duroh den Streik füst­

stellen, dass der über den veranschlagten Zuscm1ss des Bundeshinausgehend~~ 

durch .den Streik bedingte Zuschuss unter Berücksichtigung der duroh den 

Nichtbetrieb der Theater sich ergebenden Äusgabensenkung im ersten Monat un­

gefähr 220.000 bis 230.000 S betragen wird. EI' würde sioh aber bei längorer 

Streikdauer durch entsprechende Dispositionen völlig beseitigen lassen. 
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